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Einleitung Mit dem ESUG wurde ein 
in Deutschland neues Verfahren ein-
gerichtet, das sog. Schutzschirmver-
fahren (§ 270d InsO). Dieses Verfahren 
nimmt sich das in den USA gängige 
Chapter-11-Verfahren zum Vorbild. 
Ziel des Schutzschirmverfahrens ist 
es, die Eigenverwaltung zu stärken, 
um so weitere Anreize zur frühzeitigen 
Sanierung zu setzen. 

Liegt lediglich drohende Zahlungsunfähigkeit oder 
Überschuldung vor, so bietet das Schutzschirmverfah-
ren dem Schuldner die Chance, unter dem Schutz eines 
besonderen Verfahrens in Eigenverwaltung einen Sa-
nierungsplan aufzustellen, der nach Eröffnung des In-
solvenzverfahrens durch einen Insolvenzplan umge-
setzt wird. Hierdurch soll das Vertrauen in den 
Schuldner gestärkt und dieser dazu veranlasst werden, 
möglichst früh einen Insolvenzantrag zu stellen. Im Rah-
men des Schutzschirmverfahrens verliert der Schuldner 
nicht die Kontrolle über sein Unternehmen. Dieses steht 
lediglich unter der Aufsicht von Insolvenzgericht und 
Sachwalter und das Unternehmensvermögen ist wäh-
rend eines Moratoriums weitgehend dem Zugriff der 
Gläubiger entzogen. Das Schutzschirmverfahren ist ein 
gerichtliches Sanierungsverfahren. Um missbräuchli-
chem Verhalten vorzubeugen hat der Gesetzgeber seit 
dem 01.01.2021 die Eintrittsvoraussetzungen in die (vor-
läufige) Eigenverwaltung erhöht. Diese sind auch im 
Rahmen des Schutzschirmverfahrens zu beachten. Da-
mit bedarf der Eintritt in das Schutzschirmverfahren ei-
ner guten Vorbereitung.
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Voraussetzungen des 
Schutzschirmverfahrens

Die Einleitung des Schutzschirmverfahrens setzt nach 
§ 270d Abs. 1 InsO voraus, dass

• der Schuldner einen Eröffnungsantrag gestellt hat
• drohende Zahlungsunfähigkeit oder Überschul-

dung vorliegt
• der Schuldner einen Antrag auf Eigenverwaltung 

gestellt hat
• die Sanierung des Schuldners nicht offensichtlich 

aussichtslos ist und
• der Schuldner einen Antrag auf gerichtliche Be-

stimmung der Frist zur Vorlage eines Insolvenz-
plans gestellt hat.

Daneben sind die ab dem 01.01.2021 geltenden allge-
meinen Eintrittsvoraussetzungen in ein vorläufiges Ei-
genverwaltungsverfahren zu beachten, die 
gem. § 270a InsO voraussetzen, dass

• ein entsprechender Antrag vom Schuldner ge-
stellt wird und

• dem Antrag eine Eigenverwaltungsplanung bei-
gefügt ist. Diese muss die folgenden Punkte um-
fassen: 

• Einen Finanzplan, der den Zeitraum von sechs Mo-
naten abdeckt und eine fundierte Darstellung der 
Finanzierungsquellen enthält, nach der die Fort-
führung des gewöhnlichen Geschäftsbetriebes 
und die Deckung der Verfahrenskosten in diesem 
Zeitraum sichergestellt ist,

• ein Konzept für die Durchführung des Insolvenz-
verfahrens, welches auf Grundlage einer Darstel-
lung von Art, Ausmaß und Ursachen der Krise, das 
Ziel der Eigenverwaltung und die Maßnahmen be-
schreibt, welche zur Erreichung des Ziels in Aus-
sicht genommen werden,

• eine Darstellung des Verhandlungstandes mit den 
Gläubigern, den am Schuldner beteiligten Perso-
nen und Dritten und zu den in Aussicht genomme-
nen Maßnahmen, 

• eine Darstellung der Vorkehrungen, die der 
Schuldner getroffen hat, um seine Fähigkeit si-
cherzustellen, insolvenzrechtliche Pflichten zu er-
füllen und 

• eine begründete Darstellung etwaiger Mehr- oder 
Minderkosten, die im Rahmen der Eigenverwal-
tung im Vergleich zu einem Regelverfahren und im 
Verhältnis zur Insolvenzmasse voraussichtlich an-
fallen werden.

Des Weiteren hat der Schuldner Folgendes zu erklären:
• ob, in welchem Umfang und gegenüber welchen 

Gläubigern er sich mit der Erfüllung von Verbind-
lichkeiten aus Arbeitsverhältnissen, Pensionszu-
sagen oder dem Steuerschuldverhältnis und ge-
genüber Sozialversicherungsträgern oder 
Lieferanten in Verzug befindet,  

•  ob und in welchen Verfahren zu seinen Gunsten 
innerhalb der letzten drei Jahre vor dem Antrag 
Vollstreckungs- oder Verwertungssperren nach 
diesem Gesetz oder nach dem Unternehmenssta-
bilisierungs- und -restrukturierungsgesetz ange-
ordnet wurden und 

• ob er für die letzten drei Geschäftsjahre seinen Of-
fenlegungspflichten, insbesondere nach den 
§§ 325-328 oder § 339 des Handelsgesetzbuches 
nachgekommen ist.

Ist ein vorläufiger Gläubigerausschuss eingesetzt, so 
ist dieser zum Antrag der Eigenverwaltung zu hören.
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Bescheinigung

Der Schuldner hat mit dem Insolvenzantrag eine Be-
scheinigung eines in Insolvenz- und Sanierungsangele-
genheiten erfahrenen Berufsträgers oder einer Person 
mit vergleichbarer Qualifikation vorzulegen 
(§ 270d Abs. 1 InsO). Die schlüssige Darlegung der dro-
henden Zahlungsunfähigkeit oder Überschuldung sowie 
einer fehlenden offensichtlichen Aussichtslosigkeit der 
angestrebten Sanierung obliegt dem Schuldner.
Diese Bescheinigung stellt im Grunde den wesentlichen 
Unterschied zum schlichten Antrag auf Eigenverwaltung 
dar.
Nähere Anforderungen zu Form und Inhalt dieser Be-
scheinigung regelt das Gesetz nicht. Klar ist lediglich, 
dass kein umfassendes und somit kostenintensives Sa-
nierungsgutachten erforderlich ist, da auch kleineren 
und mittleren Unternehmen der Zugang zum Schutz-
schirmverfahren ermöglicht werden soll. Um eine Zu-
rückweisung seitens des Gerichts zu vermeiden, sollte 
dem Gericht gegenüber zum einen die insolvenzrechtli-
che und betriebswirtschaftliche Qualifikation des Be-
scheinigers unaufgefordert und substantiiert nachge-
wiesen werden. Zum anderen muss die Bescheinigung 
einen inhaltlichen Ausgestaltungsgrad erreichen, der 
dem Gericht eine Plausibilitätskontrolle erlaubt.

Beschluss Gesellschafterversammlung/ 
Hauptversammlung

Da ein Schutzschirmverfahren nur bei drohender Zah-
lungsunfähigkeit möglich ist, besteht häufig keine In-
solvenzantragspflicht, sondern lediglich ein Insolvenz-
antragsrecht. Gerade Fremdgeschäftsführer sollten 
deshalb vor Einreichung eines Antrags auf Schutz-
schirmverfahren einen stattgebenden Gesellschafter-
beschluss einholen. Dies ist auch bei Gesellschaften mit 
mehreren Gesellschaftern zu empfehlen. Ansonsten 
sind die Vertretungsorgane möglichen Haftungsgefah-
ren ausgesetzt.

Information der Hauptgläubiger

Für die Durchführung des Schutzschirmverfahrens be-
steht generell ein hoher Zeitdruck. Auch ist das Gelin-
gen von der Zustimmung der wesentlichen Gläubiger 
abhängig. Deshalb sollten diese als vertrauensbildende 
Maßnahme vorab über den Schritt informiert werden.

Insolvenzantrag

Antragsteller eines Eigenverwaltungsverfahrens kann 
nur der Schuldner selbst sein. Durch die Neuregelung 
des ESUG hat der Schuldner auch die Möglichkeit, das 
Unternehmen bis zur Eröffnung des Verfahrens in 
Eigenverwaltung zu führen. 
Des Weiteren hat der Schuldner zu beantragen, dass er 
innerhalb einer Maximalfrist von 3 Monaten einen 
Insolvenzplan vorzulegen hat.
Der Schuldner kann auch beantragen, dass er 
berechtigt ist, Masseverbindlichkeiten zu begründen. 
Während diese Frage beim vorläufigen 
Eigenverwaltungsverfahren streitig ist, sieht das Gesetz 
diese Möglichkeit für das Schutzschirmverfahren 
explizit vor.
Sofern gegen den Schuldner bereits vollstreckt wird, 
kann dieser beantragen, dass die 
Vollstreckungsmaßnahmen eingestellt werden.
Der Schuldner kann beantragen, dass ein bestimmter 
Sachwalter durch das Gericht bestellt wird. Von diesem 
Antrag kann das Gericht nur abweichen, wenn die 
vorgeschlagene Person zur Übernahme des Amtes 
offensichtlich ungeeignet ist. Sachwalter und 
Bescheiniger dürfen nicht personenidentisch sein. Als 
denkbar wird teilweise angenommen, dass der 
vorgeschlagene Sachwalter bereits im Rahmen der 
Erstellung des schuldnerischen Sanierungskonzeptes 
projektbegleitend aktiv war. Einem solchen Sachwalter 
wird jedoch voraussichtlich meist die erforderliche 
Unabhängigkeit (vgl. §§ 274 Abs. 1, 56 Abs. 1 InsO) 
abgesprochen werden.
Mit dem Insolvenzantrag hat der Schuldner die 
Bescheinigung nach § 270b InsO einzureichen. Der 
Insolvenzantrag bedarf der Schriftform.
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Nach den Regelungen durch das ESUG hat der 
Schuldner seinem Antrag generell ein Verzeichnis der 
Gläubiger und ihrer Forderungen beizufügen. Hat der 
Schuldner seinen Geschäftsbetrieb noch nicht 
eingestellt, soll er 

• die Gläubiger mit den höchsten Forderun-
gen (Nr. 1),

• die höchsten gesicherten Forderungen (Nr. 2),
• die Forderungen der Finanzverwaltung (Nr. 3),
• die Forderungen der Sozialversicherungsträ-

ger (Nr. 4) sowie
• die Verbindlichkeiten aus betrieblicher Altersver-

sorgung (Nr. 5)

besonders kenntlich machen.
 
Ebenso hat der Schuldner bezogen auf das letzte 
Wirtschaftsjahr auch Angaben

• zur Bilanzsumme,
• zu den Umsatzerlösen und
• zur durchschnittlichen Zahl der Arbeitnehmer

zu machen.
Ebenso ist dem Verzeichnis die Erklärung des 
Schuldnervertreters beizufügen, dass die Angaben 
vollständig und richtig sind.

Ggfs. Einsetzung eines vorläufigen 
Gläubigerausschusses

Durch das ESUG wurde erstmals in das Gesetz der 
vorläufige Gläubigerausschuss aufgenommen. In der 
Praxis wurde dieser, gerade in Großverfahren, schon vor 
Inkrafttreten des ESUG gebildet – allerdings ohne 
gesetzliche Grundlage.
Das Gesetz unterscheidet zwischen obligatorischem, 
beantragtem und fakultativem Gläubigerausschuss 
(§ 22a InsO).
Ein obligatorischer Gläubigerausschuss ist 
einzurichten, wenn 2 der 3 folgenden Kriterien erfüllt 
sind:

• mindestens 6.000.000 € Bilanzsumme nach Ab-
zug eines auf Aktivseite ausgewiesenen Fehlbe-
trages i.S.d. § 268 Abs. 3 HGB, 

• mindestens 12.000.000 € Umsatzerlöse in den 
12 Monaten vor dem letzten Abschlussstichtag,

• im Jahresdurchschnitt mindestens 50 Arbeitneh-
mer.

 Das Insolvenzgericht soll einen vorläufigen 
Gläubigerausschuss bestellen (beantragter 
Gläubigerausschuss), wenn kumulativ folgende 
Voraussetzungen erfüllt sind:

• Antragsberechtigt sind der Schuldner, der vorläu-
fige Insolvenzverwalter und jeder Insolvenzgläubi-
ger unabhängig von der Höhe seiner Forderung,

• Benennung von Personen, die als Mitglieder des 
vorläufigen Gläubigerausschusses in Betracht 
kommen,

• Schriftliche Einverständniserklärung der als künf-
tige Ausschussmitglieder benannten Personen.

Sind die Schwellenwerte des § 22 a InsO nicht erreicht 
und wurde kein Antrag auf Einsetzung eines vorläufigen 
Gläubigerausschusses gestellt, so steht es gleichwohl 
im Ermessen des Insolvenzgerichts, einen vorläufigen 
Gläubigerausschuss einzusetzen (fakultativer 
Gläubigerausschuss).
Die Einsetzung eines vorläufigen Gläubigerausschus-
ses ist demgegenüber insbesondere dann ausge-
schlossen, wenn der Geschäftsbetrieb eingestellt ist.
Der vorläufige Gläubigerausschuss hat folgende Aufga-
ben:

• Unterstützung und Überwachung des vorläufigen 
Sachverwalters,

• Recht zur Mitwirkung bei der Bestellung eines vor-
läufigen Sachwalters.
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Gutachtenphase

Auch im Schutzschirmverfahren prüft das Insolvenzge-
richt die Zulässigkeit des Insolvenzantrages. Sofern die 
Zulässigkeitsvoraussetzungen gegeben sind, prüft das 
Gericht die Eröffnungsfähigkeit. Eröffnungsfähig ist ein 
Verfahren, wenn ein Insolvenzgrund besteht und die 
Verfahrenskosten gedeckt sind.

Insolvenzgründe Zahlungsunfähigkeit, Überschul-
dung, drohende Zahlungsunfähigkeit.
Das Gericht prüft nun, ob ein Insolvenzgrund vorliegt. 
Dies sind insbesondere die Insolvenzgründe der Zah-
lungsunfähigkeit sowie der Überschuldung. Die dro-
hende Zahlungsunfähigkeit ist lediglich bei einem Eige-
nantrag tauglicher Insolvenzgrund. Bei der Prüfung darf 
das Gericht aufgrund eigener Sachkenntnis entschei-
den, soweit die vorliegenden Unterlagen für eine Ent-
scheidungsfindung ausreichen. Bei Regelinsolvenzver-
fahren („Unternehmensinsolvenzen", „IN-Verfahren") 
wird in der Regel aber zuvor ein Sachverständigengut-
achten angefordert.
Das Gericht hat auch zu prüfen, ob es bis zur endgülti-
gen Entscheidung, die unter Umständen mehrere Wo-
chen oder sogar Monate in Anspruch nehmen kann, Si-
cherungsmaßnahmen anordnen muss.

Verfahrenskostendeckung
Sofern ein Insolvenzgrund vorliegt und eine ausrei-
chende Masse ermittelt werden konnte, wird das Insol-
venzverfahren eröffnet. Andernfalls wird die Eröffnung 
mangels Masse abgelehnt.
Zur Prüfung der Eröffnungsvoraussetzungen bedient 
sich das Insolvenzgericht regelmäßig eines Gutachters. 
Dieser übergibt dem Insolvenzgericht ein schriftliches 
Gutachten, auf dessen Grundlage das Insolvenzgericht 
die Entscheidung über die Eröffnung des Verfahrens 
trifft.

Anordnung des 
Schutzschirmverfahrens

Das Gericht ordnet das Schutzschirmverfahren an, 
wenn

• das schuldnerische Unternehmen noch nicht zah-
lungsunfähig ist und

• die Sanierung des Unternehmens nicht offen-
sichtlich aussichtslos ist.

Daneben müssen die allgemeinen Voraussetzungen der 
vorläufigen Eigenverwaltung erfüllt sein.
Das Gericht bestellt einen vorläufigen Sachwalter, auf 
den die §§ 274 und 275 InsO anzuwenden sind (vorläu-
fige Eigenverwaltung), wenn 

• die Eigenverwaltungsplanung des Schuldners 
vollständig und schlüssig ist und

• keine Umstände bekannt sind, aus denen sich er-
gibt, dass die Eigenverwaltungsplanung in we-
sentlichen Punkten auf unzutreffenden Tatsachen 
beruht.

Weist die Eigenverwaltungsplanung behebbare Män-
gel auf, kann das Gericht die vorläufige Eigenverwal-
tung einstweilen anordnen; in diesem Fall setzt es dem 
Schuldner eine Frist zur Nachbesserung, die 20 Tage 
nicht übersteigt.
Sind dem gemäß § 270a Abs. 1 Nr. 1 übermittelten Fi-
nanzplan die Kosten der Eigenverwaltung und der Fort-
führung des gewöhnlichen Geschäftsbetriebes nicht 
gedeckt, übersteigen die nach § 270a Abs. 1 Nr. 5 InsO 
ausgewiesenen voraussichtlichen Kosten der Eigenver-
waltung in wesentlicher Weise die voraussichtlichen 
Kosten des Regelverfahrens oder sind Umstände be-
kannt, aus denen sich ergibt, dass 

• Zahlungsrückstände gegenüber Arbeitnehmern 
oder erhebliche Zahlungsrückstände gegenüber 
den weiteren in § 270a Abs. 2 Nr. 1 lnsO genann-
ten Gläubigern bestehen,
zugunsten des Schuldners in den letzten drei Jah-
ren vor der Stellung des Antrags Vollstreckungs- 
oder Verwertungssperren nach diesem Gesetz 
oder nach dem Unternehmensstabilisierungs- 
und -restrukturierungsgesetz angeordnet worden 
sind oder

• der Schuldner in einem der letzten drei Jahre vor 
der Antragstellung gegen die Offenlegungspflich-
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ten, insbesondere nach den §§ 325 - 328 oder 339 
des Handelsgesetzbuchs verstoßen hat,

erfolgt die Bestellung des vorläufigen Sachwalters nur, 
wenn trotz dieser Umstände zu erwarten ist, dass der 
Schuldner bereit und in der Lage ist, seine Geschäfts-
führung an den Interessen der Gläubiger auszurichten.
Einem vorläufigen Gläubigerausschuss ist vor Erlass 
der Entscheidung nach Absatz 2 Gelegenheit zur Äuße-
rung zu geben. Ohne Äußerung des Gläubigeraus-
schusses darf eine Entscheidung nur ergehen, wenn 
seit der Antragstellung zwei Werktage vergangen sind 
oder wenn offensichtlich mit nachteiligen Veränderun-
gen der Vermögenslage des Schuldners zu rechnen ist, 
die sich nicht anders als durch Bestellung eines vorläu-
figen Sachwalters abwenden lassen. An einen die vor-
läufige Eigenverwaltung unterstützenden einstimmi-
gen Beschluss des vorläufigen Gläubigerausschusses 
ist das Gericht gebunden. Stimmt der vorläufige Gläu-
bigerausschuss einstimmig gegen die vorläufige Eigen-
verwaltung, unterbleibt die Anordnung.

Eigentliches Schutzschirmverfahren

Durch die Änderungen des ESUG hat das schuldneri-
sche Unternehmen nunmehr die Möglichkeit, bereits im 
vorläufigen Verfahren in Eigenverwaltung zu agieren. 
Dies war bislang erst im eröffneten Verfahren möglich. 
Der Vorteil für das Unternehmen besteht darin, dass 
kein Kontrollverlust eintritt. Die vollständige Verwal-
tungs- und Verfügungsbefugnis verbleibt beim Unter-
nehmen. Die Interessen der Gläubiger werden dadurch 
geschützt, dass das Unternehmen unter die Aufsicht ei-
nes vorläufigen Sachwalters gestellt wird. Dieser tritt 
während des vorläufigen Verfahrens in der Regel nicht 
nach außen gegenüber den Vertragspartnern auf. Die 
Aufgaben und Kompetenzen beschränken sich auf eine 
interne Kontrolle, z.B. Überwachung der Liquiditätspla-
nung, Überwachung der Bestellvorgänge etc. 

Das Gesetz weist dem Sachwalter folgende Kompeten-
zen zu, die auch auf den vorläufigen Sachwalter ent-
sprechend übertragen werden können:

• Verbindlichkeiten, die nicht zum gewöhnlichen 
Geschäftsbetrieb gehören, soll der Schuldner nur 
mit Zustimmung des Sachwalters eingehen 
(§ 275 Abs. 1 Satz 1 InsO),

• Verbindlichkeiten, die zum gewöhnlichen Ge-
schäftsbetrieb gehören, soll der Schuldner nicht 
eingehen, wenn der Sachwalter widerspricht 
(§ 275 Abs. 1 Satz 2 InsO),

• Der Sachwalter hat das Recht zur Führung der 
Kasse. Er kann verlangen, dass alle eingehenden 
Gelder nur von ihm entgegengenommen und Zah-
lungen auch nur von ihm vorgenommen werden 
(§ 275 Abs.2 InsO).

• Für Rechtshandlungen von besonderer Bedeu-
tung hat der Schuldner nach § 276 InsO die Zu-
stimmung des Gläubigerausschusses einzuholen; 
ist im Antragsverfahren ein vorläufiger Gläubiger-
ausschuss eingesetzt, so findet diese Vorschrift 
auch schon vor der Verfahrenseröffnung Anwen-
dung.

Sofern der Schuldner dies beantragt hat, ist dieser be-
rechtigt, Masseverbindlichkeiten zu begründen. Diese 
Frage hat hohe praktische Relevanz. Ist das Unterneh-
men berechtigt, Masseverbindlichkeiten begründen zu 
können, können Lieferungen und Leistungen vor Eröff-
nung des Verfahrens auch nach dem Eröffnungszeit-
punkt erfüllt werden. Ansonsten müssen diese Leistun-
gen vor Eröffnung bezahlt werden.
Vollstreckungsmaßnahmen sind auf entsprechenden 
Antrag und Beschluss des Insolvenzgerichts einzustel-
len.
Soweit deren Voraussetzungen vorliegen, ist auch im 
Rahmen des Schutzschirmverfahrens eine 
Insolvenzgeldvorfinanzierung möglich. Erforderlich ist 
insofern, dass die Agentur für Arbeit 
gem. § 188 Abs. 4   III ihre Zustimmung zur kollektiven 
Abtretung der Insolvenzgeldansprüche erklärt. Diese 
wird erteilt, soweit mit überwiegender 
Wahrscheinlichkeit ein erheblicher Teil der 
Arbeitsplätze erhalten bleibt. 
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Zur Beurteilung dieser Voraussetzung orientiert sich die 
Agentur an

• den Zahlenwerten des § 112 a BetrVG
• sowie einer Prognose bzgl. des Erhalts von Ar-

beitsplätzen, die im Rahmen des Schutzschirmver-
fahrens der eigenverwaltende Schuldner zu er-
stellen hat.

Stellt die Insolvenzgeldvorfinanzierung bereits einen 
Teil der Liquiditätsplanung des Schuldners dar, so ist 
das Vorliegen ihrer Voraussetzungen bereits in dem der 
Bescheinigung zugrunde liegenden Sanierungskonzept 
darzulegen. Zudem erscheint die Einholung einer vor-
läufigen Einschätzung der Agentur für Arbeit sinnvoll.
Wurden allerdings durch die Insolvenzgeldvorfinanzie-
rung Masseverbindlichkeiten ausgelöst, so bedeutete 
dies eine erhebliche Beeinträchtigung des Schutz-
schirmverfahrens. Mit Blick auf den Rechtsgedanken 
des § 55 Abs. 3 InsO wird allerdings überwiegend ver-
treten, dass Zahlungen von Insolvenzgeld immer Insol-
venzforderungen sind. Dies gilt insbesondere dann, 
wenn in einem Regelinsolvenzverfahren ein starker vor-
läufiger Insolvenzverwalter eingesetzt ist. Eine ähnliche 
Position kommt im Schutzschirmverfahren auch dem 
Schuldner zu, wodurch für diesen nichts anderes gelten 
kann.
Die Gewährung des Insolvenzgeldes hängt aber insge-
samt vom Eintritt eines Insolvenzereignisses ab 
(vgl. § 270b. Abs. 4 InsO). Die Gewährung von Insolvenz-
geld scheidet deshalb dann aus, wenn das Unterneh-
men saniert werden kann, ohne dass das Gericht die Er-
öffnung des Verfahrens anordnet oder den Antrag auf 
Eröffnung mangels Masse ablehnt.
Wird bei vorzeitiger Aufhebung des Schutzschirmver-
fahrens (vgl. unten) ein vorläufiger Insolvenzverwalter 
bestellt, bestehen gegen die weitere Insolvenzgeldvor-
finanzierung keine Bedenken. Voraussetzung ist aller-
dings, dass es sich um dasselbe Insolvenzereignis han-
delt.
Der Schuldner hat innerhalb der gesetzten Frist den In-
solvenzplan beim Insolvenzgericht einzureichen. Tut er 
dies nicht, so ist das Verfahren gescheitert.

Aufhebung des Schutzschirmverfahrens

Das Gericht muss das Schutzschirmverfahren wieder 
aufheben, wenn

• die angestrebte Sanierung aussichtslos geworden 
ist

• der vorläufige Gläubigerausschuss die Aufhebung 
beantragt oder

• ein absonderungsberechtigter Gläubiger oder
• ein Insolvenzgläubiger die Aufhebung beantragt 

und Umstände bekannt werden, die erwarten las-
sen, dass die Anordnung zu Nachteilen für die 
Gläubiger führen wird. Der Antrag ist nur zulässig, 
wenn kein vorläufiger Gläubigerausschuss be-
stellt ist und die Umstände vom Antragsteller 
glaubhaft gemacht werden.

In diesen Fällen entscheidet das lnsolvenzgericht über 
die Eröffnung eines Insolvenzverfahrens.

Eröffnung des Insolvenzverfahrens

Das eigentliche Schutzschirmverfahren endet mit der 
Eröffnung des Insolvenzverfahrens. Das Insolvenzge-
richt eröffnet das Insolvenzverfahren durch Beschluss. 
Sofern die Voraussetzungen erfüllt sind, ordnet das Ge-
richt die Eigenverwaltung an. Im Gegensatz zum typi-
schen Insolvenzverfahren verbleibt die Verwaltungs- 
und Verfügungsbefugnis weiterhin beim Unternehmen.
Ansonsten sind die Reglungen des Insolvenzverfahrens 
im Wesentlichen auf das Eigenverwaltungsverfahren 
anwendbar. Beispielsweise werden rechtshängige Ver-
fahren kraft Gesetzes unterbrochen. Spätestens ab 
dem Zeitpunkt der Insolvenzeröffnung begründet das 
schuldnerische Unternehmen Masseverbindlichkeiten.
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Einfluss des Aufsichtsrates und der 
Gesellschafterversammlung

Im Eigenverwaltungsverfahren werden die gesell-
schaftsrechtlichen Überwachungsorgane ausgeschal-
tet (§ 276a InsO). Aufsichtsrat und Gesellschafterver-
sammlung haben keinen Einfluss mehr auf 
wirtschaftliche Entscheidungen der Geschäftsführung. 
Die Überwachung erfolgt allein durch Sachwalter, Gläu-
bigerausschuss und Gläubigerversammlung. Damit 
wird die Betriebsfortführung und die Sanierung entkop-
pelt von gesellschaftsrechtlichen Bindungen. Die Be-
fugnis zur Abberufung und Neubestellung von Mitglie-
dern der Geschäftsleitung verbleibt allerdings bei den 
Gesellschaftern. Die Zustimmung des Sachwalters ist 
jedoch Wirksamkeitsvoraussetzung. 

Berichtstermin (Gläubigerversammlung)

Im Falle der Verfahrenseröffnung ist der Berichtstermin 
(sog. Gläubigerversammlung) entscheidend für den 
weiteren Fortgang des Verfahrens. Im Berichtstermin 
hat die Geschäftsleitung des schuldnerischen Unter-
nehmens über die wirtschaftliche Lage des Unterneh-
mens und ihre Ursachen zu berichten. Sie hat darzule-
gen, ob Aussicht besteht, das Unternehmen des 
Schuldners im Ganzen oder in Teilen zu erhalten, wel-
che Möglichkeiten für einen Insolvenzplan bestehen 
und welche Auswirkungen jeweils für die Befriedigung 
der Gläubiger eintreten würden.
Ebenso hat das schuldnerische Unternehmen das Ver-
zeichnis der Massegegenstände, das Gläubigerver-
zeichnis und die Vermögensübersicht zu erstellen und 
zur Insolvenzakte zu reichen. Die Verzeichnisse und der 
Bericht zur Gläubigerversammlung werden dem Sach-
walter vorab zur Prüfung und Stellungnahme vorgelegt.
Der Sachwalter nimmt zu dem Bericht des Schuldners 
und den Verzeichnissen Stellung. Insbesondere geht 
der Sachwalter auf die Zusammenarbeit und die Vor-
aussetzungen der Eigenverwaltung ein. Ggf. nimmt der 
Sachwalter zum Vorschlag der Sanierung Stellung. In ei-
gener Zuständigkeit prüft der Sachwalter mögliche 
Haftungs- und Anfechtungsansprüche und nimmt 
hierzu Stellung.
Die Gläubigerversammlung beschließt im Berichtster-

min auf der Grundlage des Berichts des Sachwalters, ob 
das Unternehmen des Schuldners stillgelegt oder vor-
läufig fortgeführt werden soll. Sie kann den Sachwalter 
beauftragen, einen Insolvenzplan auszuarbeiten und 
ihm das Ziel des Plans vorgeben. Die Gläubigerver-
sammlung hat darüber hinaus über alle bedeutsamen 
Rechtshandlungen zu entscheiden. 

Prüfungstermin

Die Prüfung der Insolvenzforderungen obliegt im Ei-
genverwaltungsverfahren dem Sachwalter. Im Prü-
fungstermin gibt der Sachwalter die Tabellenerklärun-
gen zu den angemeldeten Forderungen gegenüber 
dem Gericht ab. Wenn ein Gläubiger nach einer recht-
zeitigen Forderungsanmeldung vom Insolvenzverwal-
ter nicht benachrichtigt wird, ist die Forderung zur In-
solvenztabelle festgestellt, § 179 Abs. 3 Satz 3 InsO. Es 
gilt hier also der Grundsatz: „No news are good news."
Dessen ungeachtet stellen DIE SCHRITTMACHER und 
auch die Insolvenzverwalterkanzleien die Insolvenzta-
belle den Gläubigern in besonders geschützten Berei-
chen ihrer Webseite zur Verfügung. Die Insolvenzta-
belle wird i.d.R. mit der halbjährlichen Berichtspflicht 
aktualisiert.
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Abstimmungstermin

Die Gläubiger stimmen sodann in dem von Seiten des 
Gerichts anberaumten Abstimmungstermin über die 
Annahme des Insolvenzplans ab. Dieser kann mit dem 
Berichts- und Prüfungstermin verbunden werden. In 
Verfahren mit großen Gläubigerzahlen ist es 
praktikabler, den Berichts- und Prüfungstermin vor 
einem dann gesondert durchzuführenden 
Abstimmungstermin anzuberaumen.
Bei Annahme des Insolvenzplans wird das 
Insolvenzverfahren aufgehoben. Lehnen die Gläubiger 
den Insolvenzplan ab, wird das Verfahren in ein 
reguläres Insolvenzverfahren übergeleitet.
Die Abstimmung erfolgt nach Gruppen. Der 
Insolvenzplan ist angenommen, wenn die Mehrheit der 
Gruppen dem Insolvenzplan zugestimmt hat. Innerhalb 
der Gruppe entscheidet die Kopf- und 
Summenmehrheit. Wenn der Insolvenzplan 
angenommen ist, gelten die Regelungen auch für die 
Gläubiger, die dem Plan nicht zugestimmt, bzw. diesen 
abgelehnt haben. Das Korrektiv für die Gläubiger ist, 
dass diese im Insolvenzplan nicht schlechter als im 
Liquidationsfall gestellt werden dürfen.
Der Insolvenzplan kann als Sanierungsplan oder 
Liquidationsplan ausgestaltet sein. Bei Planannahme 
sind die getroffenen Regelungen durch den Schuldner 
umzusetzen.

Schlussbericht, Rechnungslegung und 
Schlusstermin

Bei Annahme des Insolvenzplans entfällt der Schluss-
termin. Auch wird normalerweise kein Schlussbericht 
eingereicht. Im Insolvenzplan kann die Verpflichtung 
zur Erstellung der Rechnungslegung abbedungen wer-
den.

Verteilung

Abweichend zur gängigen Verteilung kann der Insol-
venzplan eine abweichende Regelung vorsehen.
Die gesetzlich vorgesehene Verteilungsreihenfolge 
sieht wie folgt aus:
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Rang Art der Forderung Bemerkung

1 Verfahrenskosten Verfahrenskosten sind die entstandenen Gerichtskosten sowie die Gebüh-

ren der Insolvenzverwaltung.

2 Masseverbindlichkeiten Masseverbindlichkeiten sind Verbindlichkeiten, die der Sachwalter nach 

Verfahrenseröffnung begründet hat. Solche Verbindlichkeiten sind vorweg, 

also vor den Insolvenzverbindlichkeiten, aber nach den Verfahrenskosten zu 

befriedigen. Inhaber von Masseverbindlichkeiten können also nicht „nur" auf 

die Quote verwiesen werden.

3 Insolvenzforderungen oder Insol-

venzverbindlichkeiten (§ 38 InsO)

Insolvenzverbindlichkeiten sind solche Verbindlichkeiten, die zum Zeitpunkt 

der Eröffnung des Insolvenzverfahrens schon bestanden. Das sind die For-

derungen derjenigen Gläubiger, die zur Zeit der Eröffnung einen begründe-

ten Vermögensanspruch gegen den Insolvenzschuldner haben – unerheb-

lich, ob es sich dabei um einen zivilrechtlichen Anspruch oder um einen 

öffentlich-rechtlichen Anspruch (z.B. aus einem Steuerbescheid) handelt.

4 Nachrangige Insolvenzforderungen Die nachrangigen Insolvenzforderungen werden in folgender Rangfolge, bei 

gleichem Rang nach dem Verhältnis ihrer Beträge, berichtigt:

1. Die seit der Eröffnung des Insolvenzverfahrens laufenden Zinsen und 

Säumniszuschläge auf Forderungen der Insolvenzgläubiger;

2. Die Kosten, die den einzelnen Insolvenzgläubigern durch ihre Teilnahme 

am Verfahren erwachsen;

3. Geldstrafen, Geldbußen, Ordnungsgelder und Zwangsgelder sowie solche 

Nebenfolgen einer Straftat oder Ordnungswidrigkeit, die zu einer Geldzah-

lung verpflichten;

4. Forderungen auf eine unentgeltliche Leistung des Schuldners;

5. Forderungen auf Rückgewähr eines Gesellschafterdarlehens oder Forde-

rungen aus Rechtshandlungen, die einem solchen Darlehen wirtschaftlich 

entsprechen.
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Insolvenzforderung Masse-
verbindlichkeit

sog. Neumasse-
verbindlichkeit

Grds. Insolvenzforderung;
Ausnahme: Einzel-
ermächtigung oder

vorläufige starke
Insolvenzverwaltung

Antrag Eröffnung Masseunzulänglichkeit

Einordnung der Forderungen

Aufhebung der Eigenverwaltung

Nach erfolgter Verteilung der Insolvenzmasse hebt das 
Insolvenzgericht das Eigenverwaltungsverfahren auf. 
Bei Gesellschaften, insbesondere bei einer GmbH oder 
einer GmbH & Co. KG ist das Insolvenzverfahren damit 
beendet.

Über die Kanzlei DIE SCHRITTMACHER Rechtsanwälte und Steuerberater, Offenburg

DIE SCHRITTMACHER (vormals Kanzlei NICKERT) ist eine Unternehmerkanzlei im besten Sinne: Sie bietet in den Bereichen 
Rechtsberatung, Steuerberatung und betriebswirtschaftliche Beratung all diejenigen Dienstleistungen an, die ein Unterneh-
men/Unternehmer klassischerweise benötigt. Rechtsanwälte, Fachanwälte für Insolvenzrecht, Fachanwälte für Steuerrecht, Be-
triebswirte und Steuerberater arbeiten dabei Hand in Hand.

Mit ihren 20 Mitarbeitern begleitet die Kanzlei Firmen von der Unternehmensgründung über Wachstumsfragen und Umstruktu-
rierungsaufgaben bis hin zu Nachfolgethemen. Die Kanzlei DIE SCHRITTMACHER versteht sich dabei als Partner zur strategi-
schen Unternehmensausrichtung. Mit ihren Experten aus Wirtschafts-, Rechts- und Steuerberatung berät die Kanzlei Firmen 
kompetent zu individuellen Unternehmenssituationen.

Im Projektgeschäft bietet die Kanzlei Beratung in ihren Spezialgebieten an, insbesondere in der Sanierungsberatung, Unterneh-
mensbewertung und beim Unternehmenskauf und -verkauf. Hier sind wir auch Ansprechpartner für Steuerberater, Wirtschafts-
prüfer und Rechtsanwälte zur gemeinschaftlichen Betreuung Ihrer Mandanten.

Die Kanzlei DIE SCHRITTMACHER ist seit März 2009 zertifiziert nach ISO 9001:2015 und für die Steuerberatung zusätzlich nach 
dem DStV-Qualitätssiegel, dem Qualitätsstandard des Deutschen Steuerberaterverbandes.–
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Über die Kanzlei DIE SCHRITTMACHER Rechtsanwälte und Steuerberater, Offenburg

DIE SCHRITTMACHER (vormals KANZLEI NICKERT) ist eine Unternehmerkanzlei im besten Sinne: Sie bietet in den 
Bereichen Rechtsberatung, Steuerberatung und betriebswirtschaftliche Beratung all diejenigen Dienstleistungen an, 
die ein Unternehmen/ Unternehmer klassischerweise benötigt. Rechtsanwälte, Fachanwälte für Insolvenz- und Sanie-
rungsrecht, Handels- und Gesellschaftsrecht sowie Steuerrecht, Betriebswirte und Steuerberater arbeiten dabei 
Hand in Hand.

Mit ihren 16 Mitarbeitern begleitet die Kanzlei Firmen von der Unternehmensgründung über Wachstumsfragen und 
Umstrukturierungsaufgaben bis hin zu Nachfolgethemen. Die Kanzlei DIE SCHRITTMACHER versteht sich dabei als 
Partner zur strategischen Unternehmensausrichtung. Mit ihren Experten aus Wirtschafts-, Rechts- und Steuerbera-
tung berät die Kanzlei Firmen kompetent zu individuellen Unternehmenssituationen.

Im Projektgeschäft bietet die Kanzlei Beratung in ihren Spezialgebieten an, insbesondere in der Sanierungsberatung, 
Unternehmensbewertung und beim Unternehmenskauf und -verkauf. Hier sind wir auch Ansprechpartner für Steuer-
berater, Wirtschaftsprüfer und Rechtsanwälte zur gemeinschaftlichen Betreuung Ihrer Mandanten.

Die Kanzlei DIE SCHRITTMACHER ist seit März 2009 zertifiziert nach ISO 9001:2015 und für die Steuerberatung zu-
sätzlich nach dem DStV-Qualitätssiegel, dem Qualitätsstandard des Deutschen Steuerberaterverbandes.
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